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Bebauungsplan „Biogasanlage Wannewitz“ (Vorentwurf Stand Juni 2025); Frühzeitige 
Beteiligung der Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 1 BauGB  

 

Sehr geehrte Damen und Herren,  

der Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND), Landesverband Sachsen e.V., ist eine nach 
dem Umwelt-Rechtsbehelfsgesetz (UmwRG) anerkannte Umweltvereinigung und wird im vorliegenden 
Verfahren als Träger öffentlicher Belange nach § 4 Abs. 1 BauGB beteiligt. Der BUND nimmt im Interesse 
des Schutzes von Natur, Landschaft, Wasser, Boden und Klima zu den vorliegenden Planunterlagen 
Stellung. 

Der BUND Sachsen kann dem Vorhaben in der gegenwärtig vorgestellten Form nicht zustimmen. 
Es ergehen Hinweise und Forderungen. 

1. Kurzüberblick zum Vorhaben und Bewertung im Grundsatz 

Die Gemeinde Schönwölkau beabsichtigt, die bestehende Biogasanlage am Standort Wannewitz pla-
nungsrechtlich zu sichern und zu einer Biomethan-/Gasaufbereitungsanlage mit zusätzlichen Anlagen-
teilen (u.a. Fermenter, Nachgärer, Gärproduktlager, Fahrsilo, Biogasaufbereitung) zu erweitern. 

Der Geltungsbereich umfasst ca. 3,7 ha. Der Bebauungsplan setzt ein sonstiges Sondergebiet „Energie-
gewinnung aus Biomasse“ (SO EB), eine GRZ von 0,8 sowie eine zulässige Oberkante baulicher Anlagen 
von 117,5 m NHN (DHHN2016) fest. Nach Begründung (Flächenbilanz) ist bei dieser GRZ eine zusätzli-
che Versiegelung bis 21.324 m² möglich (max. insgesamt 27.624 m²). Der gesamte Geltungsbereich 
liegt im LSG „Leinetal“. 

Aus Sicht des BUND ist der Vorentwurf in seiner jetzigen Fassung nicht abwägungsfähig. Zentrale 
Grundlagen der Umweltprüfung und der städtebaulichen Abwägung fehlen. Darüber hinaus bestehen 
erhebliche Konflikte mit Landschaftsschutz, Eingriffs-/Ausgleichsregelung, Grundwasserschutz sowie 
möglichen Fernwirkungen auf Natura-2000-Gebiete. 

Der BUND fordert daher, vor einer förmlichen Offenlage nach § 3 Abs. 2 BauGB bzw. vor dem Satzungs-
beschluss die benannten Grundlagen zwingend beizubringen.  

2. Abwägungsdefizite / fehlende Unterlagen (zentrale Monita) 
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2.1 Fehlender Umweltbericht und fehlende Fachgutachten (§ 2 Abs. 4, § 2 Abs. 3 BauGB) 

Nach § 2 Abs. 4 BauGB ist im Bebauungsplanverfahren eine Umweltprüfung durchzuführen, deren 
Ergebnis im Umweltbericht darzustellen ist. Ein Umweltbericht liegt dem Vorentwurf nicht bei. 

Die Begründung benennt zwar selbst vier Konfliktschwerpunkte und kündigt Gutachten an (insb. 
Begründung Kap. 5.1/5.2), legt diese jedoch nicht vor. Dies betrifft insbesondere: 

• Artenschutzrechtliche Prüfung (saP) 

• Immissionsprognosen (Geruch, Lärm) sowie Ammoniak-/Stickstoff(Deposition) 

• Prüfung möglicher Auswirkungen auf Natura-2000-Gebiete (mind. Vorprüfung nach § 34 
BNatSchG) 

• Verkehrsgutachten (Substrat-/Gärrestverkehr, Betriebsverkehr) 

Ohne diese Unterlagen kann die Gemeinde die umweltbezogenen Auswirkungen weder ermitteln noch 
bewerten (§ 2 Abs. 3 BauGB). Der Vorentwurf ist damit nicht abwägungsreif. 

Die Rechtsprechung stellt klar, dass ein Umweltbericht keine bloße Formalität ist, sondern eine materiell-
rechtliche Voraussetzung für eine ordnungsgemäße Abwägung darstellt. Fehlen wesentliche Fach-
gutachten, ist die Abwägungsgrundlage unvollständig. Dies begründet regelmäßig einen beachtlichen 
Abwägungsfehler, weil die Gemeinde die umweltbezogenen Auswirkungen nicht ordnungsgemäß ermit-
teln und bewerten kann (vgl. BVerwG, Urt. v. 8.3.2017 – 4 CN 1.16 –, juris Rn. 18 f.; VGH München, Urt. 
v. 1.8.2024 – 9 N 22.553 –, juris Rn. 24).  

Forderung: Vorlage eines vollständigen Umweltberichts mit den angekündigten Fachgutachten vor der 
nächsten Verfahrensstufe. 

Hinweis zur Darstellung übergeordneter Planungen (Regionalplan, Karte 8 Biotopverbund):  
In der Begründung (Stand Juni 2025, S. 7) wird ausgeführt, der Geltungsbereich befinde sich außerhalb 
des Vorbehaltsgebietes „Arten- und Biotopverbund“ (Regionalplan Leipzig-Westsachsen, Karte 8). Nach 
unserer Prüfung ist diese Aussage zweifelhaft, da der Geltungsbereich zumindest teilweise ein Vorbe-
haltsgebiet berühren kann (insb. Flurstück 22/49).  

Forderung: Korrektur/Präzisierung der Begründung und abwägungsfeste Behandlung der raumordneri-
schen Belange (Konfliktbewertung/Minimierung). 

2.2 Zusätzlich erforderliche Gutachten: Hydrogeologie / Entwässerung / Havarie 

Die Begründung führt aus, der Standort liege am Randbereich von Gebieten „mit besonderen Anforde-
rungen des Grundwasserschutzes“ (Regionalplan, Karte 16) und behauptet, ein Schadstoffeintrag könne 
durch Einhaltung der AwSV „vollständig ausgeschlossen“ werden (Begründung Kap. 3.2). 

Diese Aussage ist ohne standortspezifische Daten nicht belastbar. Notwendig ist mindestens ein hyd-
rogeologischer Fachbeitrag, der u.a. folgende Thematiken klärt: 

• Grundwasserflurabstand, Fließrichtung, Durchlässigkeiten/Deckschichten 

• Eintrags-/Havariepfade (Leckagen, Überfüllung, Brandwasser) 

• Ausführung Dichtflächen / Rückhaltesysteme / ggf. Havariebecken 

• Monitoring-/Kontrollkonzept (Messstellen, Intervalle, Schwellenwerte) 

Forderung: Ein hydrogeologischer Fachbeitrag ist in den Umweltbericht zu integrieren und in die Abwä-
gung einzustellen. 
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3. Planrechtfertigung / Erforderlichkeit (§ 1 Abs. 3 BauGB) und Überdimensionierung (GRZ 0,8) 

3.1 Erforderlichkeit nicht standortbezogen begründet 

Nach § 1 Abs. 3 BauGB sind Bauleitpläne nur aufzustellen, soweit sie erforderlich sind. Die Erforderlich-
keit verlangt eine städtebaulich nachvollziehbare Zielsetzung; eine bloße private Investitionsabsicht 
genügt nicht. 

Die Begründung stützt sich in wesentlichen Teilen auf: 

• Investitionsabsicht des Vorhabenträgers 

• Verweis auf § 2 EEG 2023 („überragendes öffentliches Interesse“, „Vorrang“) 

• Zusicherung, die Gemeinde trage keine Planungskosten (städtebaulicher Vertrag) 

Dies ersetzt keine standortbezogene Darlegung, weshalb die Gemeinde aus städtebaulichen Gründen 
gerade an diesem Standort im LSG planungsrechtlich erweitern will (z.B. kommunales Energie-/Wärme-
konzept, konkrete Netzinfrastruktur, regionale Versorgungsziele, Abwärmenutzung, Minimierung/Alter-
nativen).  

Zwar spricht die Anknüpfung an einen bestehenden landwirtschaftlichen Betrieb und die Lage im Vor-
behaltsgebiet Landwirtschaft dafür, dass Biogaserzeugung dem Grunde nach mit der landwirtschaftli-
chen Prägung des Raums vereinbar sein kann. Dies entbindet die Gemeinde jedoch nicht von der Pflicht, 
Alternativen außerhalb bzw. mit geringerer Inanspruchnahme des Landschaftsschutzgebiets systema-
tisch zu prüfen und die Eingriffe in Landschaftsbild, Boden und Grundwasser so weit wie möglich zu 
minimieren. 

Eine Erweiterung im Außenbereich/LSG ist kein Automatismus, nur weil dort bereits eine Privilegierung 
bestand. Die Privilegierung für die Bestandsanlage (vermutlich landwirtschaftlich privilegiert) deckt 
nicht zwingend die gewerbliche Biomethan-Großanlage ab. 

Mit § 2 EEG 2023 hat der Gesetzgeber den erneuerbaren Energien zwar ein überragendes öffentliches 
Interesse zugewiesen, das in Abwägungsentscheidungen als vorrangiger Belang einzustellen ist. Das 
bedeutet jedoch nicht, dass andere Belange verdrängt werden dürfen oder eine Abwägung entbehrlich 
wäre (vgl. Sailer/Militz, Das überragende öffentliche Interesse nach § 2 EEG 2023, Würzburger Studien 
zum Umweltenergierecht 2023, S. 14 ff.). Gerade bei Eingriffen in Schutzgebiete bleibt die Pflicht zur 
Alternativenprüfung, Minimierung und Konfliktvermeidung bestehen. Eine „Blanko-Rechtfertigung" 
ergibt sich aus § 2 EEG nicht. 

Forderung: Ergänzung der Begründung um eine nachvollziehbare Planrechtfertigung mit konkretem 
städtebaulichen Ziel, Standortbezug und Alternativen. 

3.2 GRZ 0,8: fehlende Minimierungs- und Variantenprüfung (§ 1a Abs. 2, Abs. 3 BauGB) 

Eine GRZ von 0,8 bedeutet eine sehr hohe Flächeninanspruchnahme. Die Begründung rechtfertigt die 
GRZ vor allem mit „optimaler Ausnutzbarkeit“ und „Entwicklungsmöglichkeiten“ (Begründung Kap. 4.2). 
Dies genügt nicht, um das Minimierungsgebot der Eingriffsregelung zu erfüllen. 

Eine GRZ von 0,8 im baurechtlichen Außenbereich und innerhalb eines Landschaftsschutzgebietes kon-
terkariert das Gebot des sparsamen Umgangs mit Grund und Boden (§ 1a Abs. 2 BauGB). Der BUND 
weist darauf hin, dass die vollständige Versiegelung von über 2,1 ha bisheriger Freifläche zum unwie-
derbringlichen Verlust der natürlichen Bodenfunktionen (Wasserspeicher, Kohlenstoffsenke, Lebens-
raum) führt. Diese bodenschutzrechtliche Abwägung ist im Vorentwurf zugunsten einer maximalen wirt-
schaftlichen Ausnutzung fehlerhaft unterblieben. 

Forderung: Variantenprüfung (geringere GRZ, engere Baugrenzen, flächensparende Anordnung) ein-
schließlich nachvollziehbarer Begründung, warum weniger Versiegelung nicht möglich ist. 
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3.3 Verstoß gegen raumordnerische Ziele und das Minimierungsgebot (§ 1a Abs. 2 BauGB) 

Der Vorentwurf enthält keine Bindung an regionale Reststoffe. Dies begründet einen materiell-rechtli-
chen Abwägungsfehler und verstößt gegen Ziele der Raumordnung: 

1. Verstoß gegen das Ziel der Raumordnung (LEP 2013, Ziel 5.1.7): Der Landesentwicklungsplan 
Sachsen schreibt zwingend vor, dass der Bedarf an Biomasse überwiegend aus der näheren 
Umgebung zu decken ist. Ohne eine verbindliche Festsetzung zur Substratherkunft (vorrangig 
Reststoffe wie Gülle/Mist) fehlt der Planung die Übereinstimmung mit den Zielen der Raumord-
nung (§ 1 Abs. 4 BauGB). Eine bloße Absichtserklärung in der Begründung genügt nicht. 

2. Fehlerhafte Abwägung der Folgewirkungen (§ 1 Abs. 7 BauGB): Die mit der Erweiterung ein-
hergehende Intensivierung der Landwirtschaft (Mais-Monokulturen, Umbruch von Dauergrün-
land) stellt eine abwägungserhebliche Folgewirkung dar. Der daraus resultierende Verlust an 
Biodiversität und die Gefährdung des Grundwassers (§ 5 WHG) in einem sensiblen Bereich 
(Regionalplan Karte 16) wurden im Rahmen der Umweltprüfung nicht ermittelt. Eine „Blanko-
Planung“ ohne Begrenzung des Energiepflanzenanteils ist mangels Konfliktbewältigung rechts-
widrig. 

3. Verletzung des Bodenschutzgebotes (§ 1a Abs. 2 BauGB): Das Gebot des sparsamen Um-
gangs mit Grund und Boden umfasst auch den Schutz der Bodenfunktionen im Umfeld. Durch 
den Pachtpreisdruck einer gewerblichen Großanlage wird die Vernichtung ökologisch wertvoller 
Bodenstrukturen (Grünland) im LSG provoziert, ohne dass die Gemeinde hierfür Minimierungs-
maßnahmen festgesetzt hat. 

Forderungen: 

• Eine Regelung, die den Anteil von Energiepflanzen (insb. Mais) auf maximal 20% der Einsatz-
stoffe begrenzt und eine vorrangige Verwertung regionaler Reststoffe (Gülle/Mist aus < 30 km 
Radius) rechtlich verbindlich sichert, ist im Bebauungsplan-Text nach § 9 Abs. 1 Nr. 1 oder Nr. 
23a BauGB festzusetzen (z. B. „Biogaserzeugung primär aus Reststoffen der näheren Umge-
bung; Energiepflanzen nur ergänzend“); subsidiär mindestens über einen städtebaulichen Ver-
trag mit Nachweis-/Monitoringpflichten (Jahresbilanz, Nachweispflicht).  

• Integration der indirekten Landnutzungsänderungen (Gras-landumbruch, Düngemittelintensi-
vierung) in die Bilanzierung des Umweltberichts.  
 

4. Landschaftsschutzgebiet „Leinetal“: Vollzugsfähigkeit, Schutzzweckkonflikt, Alternativen 

4.1 LSG-Lage ist planrelevant; Erlaubnis-/Befreiungslage muss abwägungsfest eingeschätzt werden 

Der gesamte Geltungsbereich liegt im LSG „Leinetal“. Die LSG-VO enthält Verbote sowie einen Erlaub-
nisvorbehalt für zahlreiche Handlungen (insb. Errichtung/Änderung baulicher Anlagen, Bodenverände-
rungen, Waldumwandlung, Beseitigung von Hecken/Gehölzen). 

Für einen Bebauungsplan ist nicht zwingend erforderlich, dass die LSG-Erlaubnis/Befreiung bereits 
erteilt ist. Erforderlich ist jedoch, dass die Gemeinde die Vollzugsfähigkeit der Planung plausibel darlegt 
und Schutzgebietsbelange abwägungsfest behandelt. Dazu gehört regelmäßig eine qualifizierte Einbin-
dung der unteren Naturschutzbehörde sowie eine nachvollziehbare Prognose, ob und unter welchen 
Nebenbestimmungen eine Erlaubnis/Befreiung überhaupt erreichbar ist. 

Nach der Rechtsprechung darf ein Bebauungsplan nicht auf der Hoffnung aufgebaut werden, die not-
wendige LSG-Befreiung werde schon erteilt. Vielmehr muss die Gemeinde vor Satzungsbeschluss dar-
legen, dass die Befreiung realistisch ist und welche Nebenbestimmungen hierfür voraussichtlich erfor-
derlich sind (BayVGH, Beschl. v. 14.1.2003 – 1 N 01.2072 –; BVerwG, Urt. v. 11.12.2003 – 4 CN 10.02 –
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, juris Rn. 17). Fehlt eine solche Prognose, liegt ein erhebliches Abwägungsdefizit vor und die Tragfähig-
keit der Planung ist in Frage gestellt. 

Forderung: Nachvollziehbare, behördlich abgestimmte Prognose unter Einbindung der UNB, dass die 
LSG-rechtliche Zulassungsfähigkeit (Erlaubnis/Befreiung) realistisch ist, einschließlich Darstellung der 
hierfür maßgeblichen Erwägungen und Nebenbestimmungen. 

 

4.2 Schutzzweckkonflikt und Landschaftsbild 

Nach der Begründung wird eine maximale Oberkante von 117,5 m NHN festgesetzt; dies entspricht laut 
Begründung einer Gebäude-/Anlagenhöhe von ca. 20 m über Gelände (Gelände ca. 97,5 m NHN). Auch 
eine solche Anlagenhöhe kann im LSG-Kontext relevant sein (Landschaftsbild, Eigenart/Schönheit). 

Forderung: Sicht-/Landschaftsbildanalyse (Fotomontagen, Sichtachsen, Einbindung durch Gehölz-
strukturen) als Teil des Umweltberichts. 

4.3 Alternativenprüfung im LSG-Kontext unzureichend 

Die Begründung behauptet, Alternativstandorte bestünden „augenscheinlich“ nicht, weil der Standort 
vorgeprägt sei (Begründung Kap. 3.2). Eine systematische Alternativenprüfung ist damit nicht erbracht. 
Gerade bei Schutzgebietsbezug ist eine nachvollziehbare Alternativen- und Minimierungsprüfung zent-
raler Bestandteil der Abwägung. 

Forderung: Alternativenprüfung mit Kriterienkatalog (u.a. LSG/Natura-2000-Nähe, Grundwassersensibi-
lität, Verkehrsanbindung, Immissionslage, Eingriffsintensität) sowie Prüfung von Minimierungsvarian-
ten am Standort. 

5. Natura 2000 / Stickstoff- und Ammoniakdeposition (§ 34 BNatSchG) 

5.1 Abstand und Wirkpfad: Begründung enthält einen offensichtlichen Fehler, Prüfung fehlt 

Die Begründung nennt als nächstgelegene europäische Schutzgebiete das FFH-Gebiet DE 4440-302 
„Leinegebiet“ sowie das Vogelschutzgebiet DE 4440-451 „Kämmereiforst und Leineaue“ und gibt hierfür 
„ca. 770 km“ Entfernung an. Dies ist ersichtlich ein Schreibfehler; gemeint ist nach Lagebezug im Plan 
und nach den sonstigen Angaben offensichtlich ein Abstand von ca. 770 m. 

Ohnehin ist jedoch eine Prüfung erforderlich, ob Fernwirkungen (insb. NH₃/N-Deposition, ggf. Störungen 
durch Verkehr) geeignet sind, Natura-2000-Gebiete erheblich zu beeinträchtigen. Eine solche Prüfung 
liegt nicht vor. 

Forderung: Natura-2000-Verträglichkeits-Vorprüfung nach § 34 BNatSchG (ggf. FFH-VP), einschließlich 
Kumulationsbetrachtung mit Vorbelastungen. 

5.2 TA Luft 2021: Deposition/Erheblichkeit und Kumulation 

Die Begründung kündigt selbst die Ermittlung von Ammoniakimmissionen und Stickstoffdepositionen 
an (Begründung Kap. 5.2), legt jedoch keine Ergebnisse vor. Dabei sind die Parameter der geplanten 
Änderung (mehr Stoffdurchsatz/Technik) entscheidend. 

Forderungen: 

• Emissionsansätze, Ausbreitungsrechnung nah anerkanntem Regelwerk/Modell gemäß TA Luft 
(z. B. auf Basis der in Deutschland anerkannten Modelle). 
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• Depositionsermittlung und Bewertung der Erheblichkeit (einschl. Vorbelastung, Critical Loads 
nach gebietsspezifischen Daten) 

• Kumulation mit relevanten Emissionsquellen im Umfeld (insb. landwirtschaftliche Tierhaltung, 
weitere Anlagen) 

Hinweis: Die Frage, ob eine FFH-VP erforderlich ist, ist nach dem Maßstab zu beantworten, ob erhebliche 
Beeinträchtigungen nicht sicher ausgeschlossen werden können (EuGH „Waddenzee“). Eine reine pau-
schale Entwarnung ist hierfür nicht ausreichend. 

Der Europäische Gerichtshof hat in ständiger Rechtsprechung klargestellt (EuGH, Urt. v. 7.9.2004 – C-
127/02 „Waddenzee“ –, Rn. 44 ff.), dass eine Verträglichkeitsprüfung immer dann erforderlich ist, wenn 
vernünftige Zweifel an der Verträglichkeit bestehen. Eine pauschale Entwarnung ohne Depositionsbe-
rechnung und Critical-Load-Abgleich genügt diesem Maßstab nicht. Dies gilt umso mehr, wenn – wie 
hier – Vorbelastungen (z.B. durch Landwirtschaft) kumulativ zu berücksichtigen sind.  
 

6. Immissionsschutz (Geruch/Lärm) und Verkehr 

6.1 Fehlende Gutachten (TA Luft/TA Lärm) 

Die nächste betriebsfremde Wohnnutzung liegt laut Begründung ca. 950 m entfernt (Begründung Kap. 
3.1). Ob dies ausreicht, ist ohne Gutachten nicht bewertbar. Erforderlich sind: 

• Geruchsimmissionsprognose nach TA Luft 2021 (Anhang 7) inkl. Vorbelastung 

• Schallimmissionsprognose nach TA Lärm 

• ggf. weitere Quellen (BHKW, Fackel, Kompressoren, Verkehr) 

Forderung: Vorlage der Prognosen im Umweltbericht und erneute Beteiligungsmöglichkeit. 

6.2 Verkehrsgutachten 

Die Begründung kündigt ein Verkehrsgutachten an, nennt aber keine prüffähigen Zahlen zu Fahrten/Tag, 
Fahrzeugarten, Routen, Tageszeiten (nur allgemeine Aussage „6–22 Uhr“). 

Forderung: Verkehrsgutachten (Anlieferung Substrate, Abtransport Gärprodukte/Gärreste, sonstiger 
Betriebsverkehr) inkl. Lärm-/Sicherheitsaspekten und ggf. Straßen-/Wegeausbaufolgen.  

6.3 Fehlende Betrachtung der Lichtemissionen und Lichtverschmutzung 

Der vorliegende Vorentwurf lässt die Problematik der künstlichen Lichtemissionen völlig außer Acht. 
Angesichts der Lage des Vorhabens im Landschaftsschutzgebiet (LSG) „Leinetal“ und der unmittelba-
ren Nähe zu Waldrändern und Biotopstrukturen stellt dies ein erhebliches Ermittlungs- und Abwägungs-
defizit dar. 

Biogasanlagen erfordern aus Sicherheitsgründen oft eine intensive, teils ganzjährige Nachtbeleuchtung 
der Betriebswege, Verladeflächen und technischen Anlagen (z. B. Gasaufbereitung, Fermenter). Hinzu 
kommen potenzielle Lichtemissionen durch Gasfackeln im Störungs- oder Wartungsfall. 

1. Artenschutzrechtliche Relevanz: Künstliches Licht wirkt in einer bislang weitgehend dunklen 
Agrarlandschaft als „Staubsauger“ für nachtaktive Insekten (Vakuum-Effekt). Dies führt nicht 
nur zum Tod unzähliger Individuen, sondern entzieht auch den im Umfeld vermuteten Fleder-
mauspopulationen (insb. lichtscheue Arten) die Nahrungsgrundlage oder stört deren Jagdhabi-
tate und Flugrouten existenziell (§ 44 BNatSchG). 
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2. Schutzzweck des LSG: Die Erhaltung der natürlichen Dunkelheit ist ein wesentlicher Bestandteil 
der Eigenart und Schönheit des Landschaftsbildes sowie der Erholungsfunktion des LSG „Lei-
netal“. Eine ungesteuerte Beleuchtung führt zu einer „Verinselung“ dunkler Lebensräume und 
stellt eine zusätzliche Beeinträchtigung des Schutzzwecks (Landschaftsbild/Eigenart) dar.  

3. Gesetzliches Vermeidungsgebot: Gemäß § 41a BNatSchG i. V. m. § 18 SächsNatSchG (Allge-
meiner Artenschutz) sowie § 72 Abs. 1 Nr. 4 SächsNatSchG (Erhaltung Eigenart/Schönheit 
des LSG „Leinetal“) sind neu zu errichtende Beleuchtungen so zu gestalten, dass Auswirkungen 
auf Biodiversität minimiert werden (z. B. warme LEDs < 3.000 K, Full-Cut-Off-Strahler, bedarfs-
gerechte Steuerung). 

Forderungen: 

• Die Auswirkungen der Lichtemissionen sind zwingend in den Umweltbericht aufzunehmen. 

• Es ist ein fachgutachterliches Beleuchtungskonzept vorzulegen, das den Nachweis führt, dass 
die Beleuchtung auf das sicherheitstechnisch absolut notwendige Maß beschränkt wird (Ein-
satz von warmweißen LEDs < 3.000 Kelvin, voll abgeschirmte Planflächenstrahler/Full-Cut-Off, 
bedarfsgerechte Steuerung über Bewegungsmelder). 

• Lichtimmissionen durch Gasfackeln sind im Hinblick auf ihre zeitliche Dauer und Intensität zu 
bewerten und durch technische Maßnahmen (z. B. verdeckte Verbrennung) zu minimieren. 

7. Eingriffs-/Ausgleichsbilanzierung: fehlende Konkretisierung / Sicherung (§ 1a Abs. 3 BauGB) 

7.1 Kompensationsbedarf ist erheblich, aber nicht planfest gesichert 

Die Begründung weist einen Kompensationsbedarf von 237.366 Biotopwerteinheiten aus (Begründung 
Kap. 7). Gleichzeitig werden keine konkreten Ausgleichsflächen oder Maßnahmen benannt und gesi-
chert. Damit fehlt ein zentraler Bestandteil der Abwägung. 

Nach der Rechtsprechung müssen Kompensationsmaßnahmen hinreichend konkret bestimmt und 
rechtlich gesichert sein; eine bloße Absichtserklärung genügt nicht (vgl. OVG Lüneburg, Urt. v. 
16.11.2006 – 1 KN 370/05 –). Erforderlich ist eine rechtliche Sicherung (Eigentum, Grundbuch, Vertrag, 
Flächenpool) vor Satzungsbeschluss. 

Forderungen: 

• Benennung konkreter Flächen / Maßnahmen, Entwicklungsziele, Zeitplan 

• rechtliche Sicherung (Eigentum, Grundbuch, Vertrag, Flächenpool mit eindeutiger Zuordnung) 

• Darstellung, wie Funktionsverluste tatsächlich kompensiert werden 

7.2 Waldumwandlung (§ 8 SächsWaldG) nicht geklärt 

Für Teilflächen wurde Waldeigenschaft festgestellt; eine Waldumwandlungsgenehmigung soll bean-
tragt werden (Begründung Kap. 3.2). Ob sie erteilt werden kann, ist offen. Die Gemeinde darf im Rahmen 
der Abwägung die Vollzugsfähigkeit nicht einfach unterstellen. 

Forderung: Darstellung des Standes der Waldumwandlung, Waldfunktionen, Ersatzauffors-
tung/Komplementärmaßnahmen und zeitliche Sicherung (vor Satzungsbeschluss bzw. zumindest 
abwägungsrelevante behördliche Vorprüfung).  
 

8. Paralleles BImSchG-Verfahren / UVP-Vorprüfung: Transparenz und Konsistenz erforderlich 

8.1 Parameter aus der UVP-Bekanntmachung sind im B-Plan-Verfahren nicht transparent hinterlegt 

Die Bekanntmachung der Landesdirektion Sachsen vom 04.02.2025 (UVP-Vorprüfung) nennt u.a.: 
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• Flexibilisierung der Einsatzstoffe 

• Erhöhung Einsatzstoffmenge um max. 46 t/Tag und um max. 6.885 t/Jahr 

• Erhöhung Feuerungswärmeleistung BHKW um 0,8 MW auf 2 MW 

• Erhöhung Biogasproduktionskapazität um 0,39 Mio. Nm³/Jahr 

• Erhöhung Biogaslagerkapazität um 2,4 t 

Diese Angaben sind für die Umweltprüfung (Emissionen, Verkehr, Störfall-/Brandschutz, Wasser) zent-
ral. In den B-Plan-Unterlagen fehlen hierzu konsistente und prüffähige Angaben. 

Auffällig ist zudem, dass die Angaben „46 t/Tag“ und „6.885 t/Jahr“ rechnerisch nicht ohne Weiteres 
zusammenpassen (abhängig von Betriebs-/Spitzentagsdefinitionen). Es bedarf daher einer Klarstellung 
der Bezugsgrößen. 

Forderung: Offenlegung der im BImSchG-Verfahren maßgeblichen Stoffstrom-/Anlagendaten und der 
zugehörigen Gutachten, soweit sie für die Bauleitplanung abwägungsrelevant sind. 

8.2 UVP-Vorprüfung ersetzt Umweltbericht/FFH-/Artenschutz nicht 

Die Feststellung „keine UVP-Pflicht“ im immissionsschutzrechtlichen Verfahren entbindet nicht von: 

• Umweltprüfung/Umweltbericht im Bauleitplanverfahren (§ 2 Abs. 4 BauGB) 

• Natura-2000-Prüfung nach § 34 BNatSchG 

• Artenschutzprüfung nach § 44 BNatSchG 

Die UVP-Vorprüfung der Landesdirektion Sachsen vom 04.02.2025 bezieht sich ausschließlich auf das 
beantragte Änderungsvorhaben im immissionsschutzrechtlichen Verfahren. Sie ersetzt weder die 
Umweltprüfung und Abwägung im Bauleitplanverfahren (§ 2 Abs. 3, Abs. 4; § 1 Abs. 7 BauGB) noch 
eine ggf. erforderliche Natura-2000-Vorprüfung (§ 34 BNatSchG) und artenschutzrechtliche Prüfung 
(§ 44 BNatSchG). Im Umweltbericht ist daher der planbedingt maximal zulässige Wirkungsumfang (ein-
schließlich Vorbelastung/Kumulation) eigenständig zu ermitteln und zu bewerten. 

Forderung: eigenständige, planungsbezogene Prüfung und Dokumentation im Umweltbericht. 

9. Zusammenfassung / Anträge 

Der BUND kann dem vorliegenden Vorentwurf nicht zustimmen. Der Plan ist in der gegenwärtigen Fas-
sung nicht abwägungsreif. 

9.1 Zentrale Forderungen (Mindestanforderungen vor Fortführung) 

• Vollständiger Umweltbericht inkl. saP, Immissionsgutachten (Geruch/Lärm/NH₃/N-Deposition), 
Verkehr, Hydrogeologie/Entwässerung/Havarie sowie Beleuchtungskonzept (§ 41a BNatSchG 
i. V. m. § 18, § 72 SächsNatSchG). 

• Natura-2000-Vorprüfung nach § 34 BNatSchG (ggf. FFH-VP) inkl. Kumulation und Vorbelastung. 

• Alternativen-/Minimierungsprüfung (insb. LSG-Kontext; geringere GRZ/Versiegelung). 

• Verbindliche Festsetzung im B-Plan-Text (§ 9 Abs. 1 Nr. 1/23a BauGB) oder städtebaul. Vertrag: 
Begrenzung Energiepflanzenanteil (max. 20%), Priorität regionale Reststoffe (< 30 km). 

• Konkrete Kompensationsflächen und -maßnahmen (237.366 WE) inkl. rechtlicher Sicherung. 

• Darstellung der Vollzugsfähigkeit im LSG-Kontext (Erlaubnis-/Befreiungslage, Nebenbestim-
mungen, behördliche Einbindung). 

• Konsistenz/Transparenz zu den Parametern aus dem parallelen § 16 BImSchG-Verfahren. 
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9.2 Verfahrensantrag 

Der BUND beantragt, nach Vorlage der vollständigen Unterlagen eine erneute Beteiligung (mindestens 
im Rahmen der förmlichen Auslegung nach § 3 Abs. 2 / § 4 Abs. 2 BauGB mit vollständigen umweltbe-
zogenen Informationen) sicherzustellen; bei wesentlichen Änderungen/Neuerkenntnissen sind Beteili-
gungsschritte angemessen zu wiederholen. 

Mit verBUNDenen Grüßen 

Helen Garber  
Landesgeschäftsführerin 


